
ter Bürger kandidiert, weil nicht zuletzt davon die 
gesellschaftliche Wirksamkeit der Schiedskommissionen 
abhängt. Bei der Kandidatengewinnung ist ferner zu 
berücksichtigen, daß die Schiedskommissionen erst­
mals auf die Dauer von vier Jahren gewählt werden 
und die Arbeitsfähigkeit einer jeden Schiedskommis­
sion für diese Dauer durch die erforderliche Anzahl 
geeigneter Mitglieder gesichert werden muß. Geschieht 
das nidit, dann ist abzusehen, daß im Laufe der vier­
jährigen Wahlperiode mit erhöhtem Aufwand Nach­
wahlen durchgeführt werden müssen.

•

Die Wahl der Richter und Schöffen der Kreisgerichte 
sowie der Mitglieder der Schiedskommissionen stellt 
uns alle vor große und umfangreiche Aufgaben. Ihre 
verantwortungsbewußte Erfüllung ist ein wichtiger 
Beitrag der Gerichte und aller anderen an der Vor­
bereitung und Durchführung der Wahlen beteiligten 
Staatsorgane, Parteien und Massenorganisationen so­
wie der Ausschüsse der Nationalen Front zur weite­
ren politisch-gesellschaftlichen Stärkung der Deutschen 
Demokratischen Republik am Beginn ihres dritten 
Jahrzehnts.

Materialien der 25. Plenartagung des Obersten Gerichts

Probleme der Verwirklichung der Maßnahmen
der strafrechtlichen Verantwortlichkeit durch die Gerichte
Der nachstehende Bericht des Präsidiums des Obersten 
Gerichts ist vom Plenum des Obersten Gerichts in sei­
ner 25. Tagung am 18. Dezember 1969 beraten und be­
stätigt worden. Er beruht auf Untersuchungen der Se­
nate und der Inspektionsgruppe des Obersten Gerichts 
bei Bezirks- und Kreisgeridhten, auf Untersuchungen 
einiger Bezirksgerichte sowie auf theoretischen Arbeiten 
zum Problem der Erziehung und Selbsterziehung im 
Prozeß der Verwirklichung von Maßnahmen der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit, insbesondere der Ver­
urteilung auf Bewährung. D. Red.

Gemäß Art. 2 StGB wird die strafrechtliche Verant­
wortlichkeit durch die nachdrückliche staatliche und 
gesellschaftliche Einwirkung auf den Gesetzesverletzer 
sowie durch seine Bewährung und Wiedergutmachung 
verwirklicht. Es handelt sich also um die Einheit von 
Bewährung und Erziehung, die dem Ziel zu dienen 
hat, den Verurteilten zu einer solchen bewußten, dis­
ziplinierten Verhaltensweise zu veranlassen, die den 
sozialistischen Moral- und Verhaltensnormen entspricht, 
damit künftig der sozialistische Staat, die Gesellschaft 
und ihre Bürger vor kriminellen Handlungen ge­
schützt werden.
Im 8. Kapitel der StPO, in der 1. DB zur StPO so­
wie in der Gemeinsamen Anweisung des Präsidenten 
des Obersten Gerichts und des Ministers der Justiz 
zur Arbeitsweise der Gerichte bei der Durchsetzung 
gerichtlicher Entscheidungen in Strafsachen vom 
25. Juni 1968 i. d. F. der Gemeinsamen Anweisung 
Nr. 2 vom 17. März 19691 ist generell die Verantwor­
tung der Gerichte bei der Gestaltung dieses Bewäh- 
rungs- und Erziehungsprozesses geregelt. Dabei geht 
es im wesentlichen um die Vermittlung von Wissen, 
Können und gesellschaftlichen Verhaltensweisen mit 
dem Ziel der Charakter- und Verhaltensformung zum 
sozialistischen Staatsbürger, der verantwortungsbewußt 
an der gesellschaftlichen Entwicklung mitwirkt. Da­
zu gehört die Herausbildung solcher Eigenschaften, 
wie sie in den zehn Grundsätzen der sozialistischen 
Ethik und Moral gefordert werden.
Dabei ist von folgenden Gesichtspunkten auszugehen: 
Da der Täterkreis von sonst vorbildlichen Werktätigen 
bis zu solchen Menschen reicht, die zu labilem und 
zu asozialem Verhalten neigen, ist der Umfang, in dem 
das Gericht tätig werden muß, um die mit der Ver­
wirklichung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit 
verbundene Zielstellung zu erreichen, sehr unterschied­
lich.

1 Verfügungen und Mitteilungen des Ministeriums der Justiz 
1969, Heft 5/6, S. 16.
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1. Inhalt und Umfang des Bewährungs- und Erzie­
hungsprozesses des Verurteilten und der hierzu vom 
Gericht zu leistende Beitrag

Der vom Gericht einzuleitende, zu unterstützende und 
zu kontrollierende Prozeß der Erziehung und Selbst­
erziehung des Verurteilten ist Bestandteil der Entwick­
lung sozialistischer Persönlichkeiten2. Die sozialistische 
Persönlichkeitserziehung, die in allen Bereichen des 
staatlichen und gesellschaftlichen Lebens erfolgt und 
komplexen Charakter hat, ist nicht gleichzusetzen mit 
dem Erziehungs- und Bewährungsprozeß Verurteilter. 
Dieser berührt nur einen speziellen Bereich bei der 
Entwicklung sozialistischer Moralauffassungen, Verhal­
tensweisen und Persönlichkeitsmerkmale. Er ist jedoch 
in seiner Zielstellung der Entwicklung sozialistischer 
Persönlichkeiten untergeordnet. Es geht bei der Gestal­
tung des Erziehungs- und Bewährungsprozesses um 
die Überwindung und Beseitigung derjenigen negati­
ven Faktoren, die den Täter zu einer kriminellen Ver­
haltensweise veranlaßten und ihn dadurch hinderten, 
sich zu einer sozialistischen Persönlichkeit zu entwik- 
keln. Es ist Aufgabe des Gerichts, durch seine Maß­
nahmen mit dafür zu sorgen, daß negative, antisozia­
listische Einstellungen des "Verurteilten abgebaut und 
überwunden werden und an ihre Stelle Verhaltens­
weisen treten, die den Anforderungen an eine sozia­
listische Verhaltensweise und des gesellschaftlichen 
Entwicklungsprozesses entsprechen.
Die sozialistische Persönlichkeitserziehung ist ein gelei­
teter wechselseitiger Prozeß von Selbsterziehung und 
Erziehung in unserer Gesellschaft. Die Entwicklung 
zur sozialistischen Persönlichkeit erfordert, um effektiv 
zu sein, bewußte gesellschaftlich-erzieherische Einfluß­
nahme durch den sozialistischen Staat und die gesell­
schaftlichen Organisationen und Kollektive. Das wird 
insbesondere im Prozeß der' Arbeit gewährleistet. Die 
Rechtsprechung und ihre Leitung haben dies zu unter­
stützen. In diesem Rahmen ist die Erziehung und 
Selbsterziehung des Verurteilten zu gestalten und abzu­
grenzen. Insbesondere gilt es zu erkennen, daß die Mit­
wirkung gesellschaftlicher Kräfte nicht mit dem Ab­
schluß der Hauptverhandlung beendet sein darf, son­
dern je nach Möglichkeit und Notwendigkeit ihre Fort­
setzung bei der Strafenverwirklichung finden muß und 
daß die zielgerichtete Mitwirkung der gesellschaftlichen 
Kräfte im Strafverfahren die Voraussetzung für den

2 Ausführlich hierzu KeU, „Über die Ausgestaltung der Er 
Ziehung und Selbsterztehung bei auf Bewährung Verurteilten“, 
NJ 1969 S. 721 ft.


